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Drei zentrale Themenschwerpunkte kennzeichnen die Arbeit der europäischen
Parteienzusammenschlüsse: inhaltliche Positionsbestimmungen zur deutschen
Einheit und zum Wandel in Osteuropa, die innergemeinschaftliche Reformdiskus-
sion auf dem Weg zur Politischen Union und zukünftige strukturelle Änderungen
der Parteienbünde.

Die Folgen der deutschen Einheit: die Zahl der Sitze im Europäischen Parlament

Sowohl von der EVP/EUCD1 wie vom Bund der sozialdemokratischen Parteien
(Bund) und der ELDR wird der Prozeß der deutschen Einheit begrüßt. Sie
wollten diesen Prozeß eng mit der Weiterentwicklung der europäischen Einigung
verknüpft sehen. Der Vollzug der deutschen Einheit erhöhte die Zahl der deut-
schen Abgeordneten beim Europäischen Parlament um 18 Beobachter aus der
ehemaligen DDR. Die noch von der Volkskammer der DDR gewählte und von
der deutschen Bundestagspräsidentin bestätigte Delegation3 ist in die Arbeit der
Fraktionen im EP einbezogen. Die Beobachter können an den Ausschußsitzungen
gleichberechtigt mitarbeiten, haben aber kein Stimm-, Rede- und Wahlrecht bei
den Plenardebatten4. Über die deutschen Parteien sind die Abgeordneten auch
in die Arbeit der europäischen Parteienzusammenschlüsse einbezogen. Die
Aufstockung der Abgeordnetenzahl löste in den Fraktionen eine Diskussion um
die Repräsentativität der Vertretung der Bevölkerung im EP aus .

Osteuropa: die neue Herausforderung

Der Umbruch in Mittel- und Osteuropa hat auch die Parteienlandschaft in diesen
Staaten in Bewegung gebracht. Die Parteienzusammenschlüsse sind zur Zeit
dabei, ihnen inhaltlich verwandte Parteien aufzuspüren und Verbindungen herzu-
stellen. Es geht darum, in einem Europa, das in Zukunft immer mehr zusammen-
rückt, die Einflußsphären zu definieren: bei möglichen Beitritten zur EG muß
heute schon eine Interessenabwägung zwischen dann denkbaren Mehrheitsverhält-
nissen und innerparteilichen Grundsätzen getroffen werden. Hierbei sind auf der
einen Seite die sich etablierenden mittel- und osteuropäischen Parteien auf ihre
Kooperationsfähigkeit und programmatischen Grundsätze zu überprüfen. Auf der
anderen Seite ist gezielt Hilfestellung bei den bestehenden Parteien zu leisten, die
dem eigenen Standort nahestehen.
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Um diese Arbeit zu leisten, setzte die EVP/EUCD 1989 eine Arbeitsgruppe
"Mittel- und Osteuropa" ein. Grundsätzlich ist für die Parteienzusammenschlüsse
die Kontaktaufnahme eine sensible Angelegenheit, weil der Namenszusatz "christ-
lich-demokratisch" oder "sozialdemokratisch/sozialistisch" nicht immer mit dem
westlichen Verständnis dieser Begriffe deckungsgleich ist. Ein wichtiges Kriterium
ist deshalb, daß die Parteien in Struktur und Organisation demokratischen An-
sprüchen genügen. An zweiter Stelle steht dann die inhaltliche Abstimmung. Mit
allen bestehenden oder wiederbegründeten Parteien christlich-demokratischer
Prägung haben EVP und EUCD Kontakt aufgenommen . Von einigen dieser
Parteien wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, möglichst schnell der EUCD
beizutreten . Die EVP präferiert für eine Annäherung den "Typus der Volkspartei
mit breitem Spektrum" — mit freundlicher Distanz zum Klerus und für die Öff-
nung der neuen Parteien zu den Liberalen . Der Bund der Sozialdemokraten hat
eine Arbeitsgruppe zur "Entwicklung in Osteuropa" etabliert. Sie hat zur Aufgabe,
den Wiederaufbau und die Stärkung der demokratischen Linken zu fördern. Die
Sozialistische Internationale hat sich zum Ziel gesetzt, ihr nahestehende Parteien
in den osteuropäischen Staaten zu revitalisieren9. Hierbei hat sie mit dem beson-
deren Handicap zu kämpfen, daß aufgrund der Erfahrungen mit den kommunisti-
schen Regimes eine tiefe Ablehnung gegen alles herrscht, was dem Begriff Sozia-
lismus ähnelt. Die Aktivitäten der ELDR mündeten in die Einsetzung eines Ost-
West-Koordinators, der die Kontakte zu liberalen Parteien in den osteuropäischen
Staaten aufbauen soll. Auf einem ersten Kolloquium im März 1990 wurde die
Diskussion aufgenommen. Seitdem nehmen osteuropäische Liberale an den
Veranstaltungen der ELDR regelmäßig als Gäste teil.

Der Umbruch in Europa hat aber auch zu Auseinandersetzungen mit der
neuen politischen Lage in Mittel- und Osteuropa geführt. Die europäischen
Parteienzusammenschlüsse nehmen als Impulsgeber für die Gestaltung demokrati-
scher Implementierung von Pluralismus eine tragende Rolle ein. So befürwortet
die Europäische Volkspartei Assoziierungsabkommen mit den neuen Demokratien
in Mittel- und Osteuropa, die nach Möglichkeit zu einem Beitritt in die EG
hinführen sollen . Sie spricht sich dafür aus, daß diese Verträge zur Über-
brückung der sozialen und wirtschaftlichen Kluft beitragen. Der Bund der Sozial-
demokraten betont, daß bei allen Problemen, die in Mittel- und Osteuropa
bestehen, die EFTA-Länder und die Dritte Welt von der EG nicht vergessen
werden dürfen. Die Gemeinschaft sollte für alle Formen der Kooperation mit den
europäischen Staaten vom Freihandel bis zur Mitgliedschaft in der EG offen
bleiben. Ein geeintes Europa darf nicht nur unter dem Primat des Marktes
entstehen, sondern soll auf den Ideen der sozialen Gerechtigkeit aufbauen -
daher muß die heutige Armutsgrenze quer durch Europa fallen. Der Kampf für
Vollbeschäftigung darf nicht zur Ausbeutung und zum Ausverkauf der Menschen
und Länder Ost- und Mitteleuropas führen .
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Politische Union: die Weiterentwicklung der EG

Die Regierungsverhandlungen um die Weiterentwicklung der EG zur Politischen
Union sind geprägt durch die unterschiedlichen Nuancen in den innerparteilichen
Diskussionen. Die Themenauswahl verläuft ähnlich: Demokratisierung des EG-
Entscheidungsprozesses, Ausweitung der gemeinschaftlichen Handlungsfelder und
Steigerung der Effizienz. Im Fokus erscheinen dann die differenzierten Argumen-
tationslinien, die sich auch in offiziellen Verlautbarungen niederschlagen. So
formulierten auf zwei Konferenzen die EVP-Parteiführer und die christlich-
demokratischen Regierungschefs in der EG eine gemeinsame Haltung zur Politi-
schen Union12. Auf dem VIII. EVP-Kongreß im November 1990 wurde das
Dokument "Für eine föderale Verfassung der Europäischen Union" verabschiedet,
das folgende Prinzipien festschreibt: Es soll eine Neuaufteilung der Zuständigkei-
ten zwischen EG und den Mitgliedstaaten auf der Grundlage des Prinzips der
Subsidiarität unter Wahrung der lokalen Selbständigkeiten erfolgen; die Ent-
scheidungs- und Handlungsfähigkeit der EG nach innen und außen muß gestärkt
und ein demokratisch fundiertes Gemeinschaftssystem unter Beachtung des
Prinzips der Gewaltenteilung garantiert werden. Als Voraussetzung für die
Realisierung der Politischen Union wurde die Einführung eines Mitentscheidungs-
rechtes des Europäischen Parlaments bei der Gesetzgebung und bei allen kon-
stitutionellen Akten, Mehrheitsentscheidungen im Ministerrat bei allen legislati-
ven Akten und die Stärkung der Legitimation und Kontrolle der Kommission
durch das EP hervorgehoben. Die EVP will sich dafür einsetzen, daß zuerst der
Vertiefungsprozeß durch die Vollendung des Binnenmarktes und die Konstituie-
rung der Politischen Union und der Wirtschafts- und Währungsunion abgeschlos-
sen wird. In einer Resolution vom März 1991 spricht sich die EVP dafür aus, daß
das Europäische Parlament die Aktionen der Regierungen im Bereich der Außen-
und Sicherheitspolitik kontrollierend und bestimmend beeinflußt. Gemeinsam mit
den USA soll die EG auf die weltweiten Entwicklungs- und Sicherheitsprobleme
reagieren und Verantwortung für den Frieden übernehmen13.

Die Verdichtung der Integration durch die Wirtschafts- und Währungsunion
birgt nach Auffassung des Bundes der Sozialdemokraten die Gefahr einer Ver-
größerung der Ungleichheiten zwischen den EG-Regionen, wenn keine Solidarität
herrscht. Der Bund fordert deshalb einen stärkeren Gebrauch der Möglichkeiten
zur Förderung des Zusammenhalts im Rahmen der Regionalpolitik und der EG-
Strukturfonds . Im Bereich der Politischen Union legen die Sozialdemokraten
Wert auf die Entwicklung einer europäischen Gemeinschaftsbürgerschaft, die in
der Summe der Rechte und Pflichten der Bürger über die im Binnenmarkt
angestrebte Freizügigkeit für Personen hinausgeht. Einen Schwerpunkt bietet hier
eine Sozialpolitik auf der Grundlage der Sozialcharta von 1989. Auch soll mehr
Nachdruck auf den Schutz der Umwelt gelegt werden. Zur Durchführung dieser
Ziele schlagen die Sozialdemokraten Reformen vor, die in einen neuen Vertrag
einmünden sollen: Verbesserung der Beschlußfassung durch qualifizierte Mehrheit
im Rat; eine Stärkung der demokratischen Kontrolle durch die Einführung einer
Mitentscheidungsbefugnis des EP; eine verbesserte Definition der Funktion der
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Exekutive durch die Anerkennung der Rolle des Europäischen Rates, der Stär-
kung der Legitimation der Kommission und der Einführung einer gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik.

Die ELDR ermahnte auf ihrem 14. Jahreskongreß ausdrücklich die Staats- und
Regierungschefs der EG, die Politische und die Wirtschafts- und Währungsunion
nicht länger hinauszuzögern. In einer einstimmig verabschiedeten Entschließung
forderten die Liberalen ihre Abgeordneten in den zwölf nationalen Parlamenten
auf, jede Änderung der Römischen Verträge abzulehnen, wenn darin die Kom-
petenzen für das Europäische Parlament nicht spürbar verbessert werden. "Euro-
pa darf nicht zu einem bürokratischen Generalsekretariat der Regierungschefs
und der nationalen Minister werden", so der Vorsitzende Willy De Clerq . Die
Liberalen schlagen die Etablierung eines Ministerrates für Sicherheit und Ver-
teidigung vor. Eine effektive Sicherheitspolitik soll nicht ohne multinationale
europäische Truppen unter gemeinsamer militärischer Führung und in enger
Koordination und Kooperation mit der NATO etabliert werden. Das erste Ziel
bei der Schaffung der Europäischen Union muß die Einführung einer Staats-
bürgerschaft sein, die Bürgerrechte festschreibt .

Parteiorganisationen: Strukturelle Änderungen

Die Veränderungen, die durch die Entscheidungen im Rahmen der beiden
Regierungskonferenzen auf die EG zukommen, machen Überlegungen über neue
Konstellationen zur Durchsetzbarkeit von Entscheidungen im EP notwendig. Die
Parteienbünde und Fraktionen prüfen deshalb, ob sich bisherige Berührungs-
punkte verstärken oder sogar zu verläßlichen Bündnissen ausbauen lassen. Denn
damit das EP in der europäischen Öffentlichkeit überhaupt wahrgenommen wird,
muß es deutliche Mehrheiten bilden. Die Meinungsbildung geht hierbei zum Teil
quer durch die einzelnen Parteien und bringt immer wieder neue Bündnisse
hervor. Themen werden länder- und parteiübergreifend erörtert .

Bisher war der nach der letzten Europa-Wahl 1989 geäußerte Wunsch der
britischen Konservativen nach Mitarbeit in der EVP-Fraktion von Mitgliedern aus
Belgien, den Niederlanden und Italien abgelehnt worden18. Die European Demo-
cratic Group möchte aus ihrer Isolierung herauskommen und mit der Politik ihrer
Partei Anschluß an den europäischen "main stream" der Volksparteien erhalten19.
Außerdem wollen sie auch bessere Einwirkungsmöglichkeiten auf die britische
Europapolitik gewinnen und sich dafür einsetzen, daß die Regierung die notwen-
dige Öffnung zu einem föderalen Europakonzept unternimmt20. Durch einen
Beitritt der britischen Konservativen würde sich das numerische Verhältnis der
Fraktionen im EP verschieben: Die dann 156 Mitglieder zählenden Christdemo-
kraten schließen zu den 179 Sozialisten deutlich auf21. Dieses Verhältnis wird um
so wichtiger, je mehr Kompetenzen das EP im Rahmen der Reformdiskussion
erhalten soll. Die christlich-demokratischen Regierungschefs und Parteiführer in
der EG haben im April 1991 ein gemeinsames Konzertierungskomitee beauftragt,
die programmatischen Festlegungen in den Bereichen Agrar, Soziales, Familien-,
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Umwelt-, Sicherheits- und Geldpolitik abzustimmen, damit man sich über den
Inhalt einer Fraktionsgemeinschaft einig werden kann. Bis zum Ende des Jahres
1991 soll die Phase der Klärung und Angleichung abgeschlossen sein. Nach der
nächsten Wahl im Juni 1994 wird entschieden, ob die Konservativen und die
Christlichen Demokraten mit einem gemeinsamen Programm in den Wahlkampf
ziehen22. Die Annäherungen neuer Gruppierungen an die EVP/EUCD bewirkte
auch eine innerparteiliche Diskussion über die Identität einer christlich-demokra-
tischen Partei. In der EVP-Fraktion haben diese Entwicklungen zu einer Diskus-
sion über die eigenen Grundsätze geführt23. Im Mai 1990 wählte das Politische
Bureau der EVP in Brüssel ein neues Präsidium24. Außerdem wurde eine neue
Satzung verabschiedet, die eine Verbesserung der Arbeitsstruktur und der Zu-
sammenarbeit mit der EUCD beinhaltet. Von einer Fusionierung der beiden
Parteienzusammenschlüsse EVP und EUCD wurde Abstand genommen, weil nach
den Veränderungen in Mittel- und Osteuropa erwartet wird, daß einige Parteien
aus diesen Ländern um eine Mitgliedschaft bei der EUCD nachsuchen werden.

Im Februar 1990 hat der Kongreß des Bundes der Sozialdemokraten den
Bericht KOK angenommen25. Danach wurde neben dem Status des Mitgliedes26

oder des Beobachters die Möglichkeit der Aufnahme assoziierter Parteien ge-
schaffen. Diese Vertreter haben das Initiativ- und Vertretungsrecht bei allen
Sitzungen des Bundes. Mit diesem neuen Mitgliedstyp soll den Entwicklungen zur
Erweiterung der EG Rechnung getragen werden: Der Übergang zur vollen Mit-
gliedschaft und damit die Einbindung in die Abstimmungsprozesse wird erleich-
tert.

Auf dem Kongreß im Juni 1990 in Shannon wurde Willy de Clerq zum Präsi-
denten der ELDR bestimmt. Mit der Wahl eines durch seine politischen Ämter
bekannten Mannes sollte ein Zeichen gesetzt werden, mehr Prestige und An-
erkennung zu einem Zeitpunkt zu finden, da sich liberale Ideen in Europa durch-
setzen27. Im Sommer 1990 hat die ELDR eine Arbeitsgruppe zur Reform der
Parteistrukturen unter dem Vorsitz von Mechthild von Alemann eingesetzt. Sie
legte auf dem 14. Kongreß in Poitiers im Juni 1991 ihren Bericht vor, dessen
vorgeschlagene Änderungen Eingang in die Statuten der ELDR fanden. So soll
ein Büro installiert werden, daß durch den Kongreß gewählt wird und eine
schnellere Reaktion auf aktuelle politische Ereignisse ermöglicht. Außerdem soll
liberalen Parteien außerhalb der EG die Möglichkeit eines Beobachterstatus
eingeräumt werden .

Ausblick: ein Europa der Bürger

Die Weiterentwicklung der Europäischen Gemeinschaft zur Politischen Union
macht den Bedarf an mehr Transparenz der Entscheidungsprozesse im demokrati-
schen Geschäft deutlich. Die Parteienbünde sind gefordert, als Transmissions-
riemen zwischen Fraktion und Bürger zu wirken und ihre Arbeit bürgernah zu
gestalten29. Die spezifischen Argumentationslinien lassen sich manchmal nur
schwer ermitteln: In der Diskussion, die in die Öffentlichkeit dringt, verwischt sich

Jahrbuch der Europäischen Integration 1990/91 257

_



DIE POLITISCHE INFRASTRUKTUR

oft das Profil zwischen der Arbeit der Parteien und der der Fraktionen im Euro-
päischen Parlament. Dieses hat zum einen seine Gründe in der engen finanziellen
Verzahnung dieser Gremien und Ämter, die oft auch noch in Personalunion
besetzt sind. Zum anderen müssen die europäischen Gliederungen die unter-
schiedlichen Positionen der Mitgliedsparteien zu einer gemeinsamen Meinungs-
bildung zusammenführen. Das Ergebnis dieses Prozesses sind häufig generalisie-
rende Aussagen zu politischen Sachverhalten. Die Details verblassen oft in der
Außendarstellung. Bei der bisherigen Informationsarbeit der Parteienbünde sind
also Defizite erkennbar. Zwar heben sie alle regelmäßig die Bedeutung Europas
für die Bürger hervor^ , Europa kann aber nur gelingen, wenn es die Zustimmung
seiner Bürger hat. Diese Zustimmung muß erarbeitet werden. Den Parteienbün-
den fehlt noch der Sprung zu einer mehrheitenbindenden Ausstrahlung in die
Bevölkerung — ein Problem, daß sich auch bei den Europa-Wahlen immer wieder
zeigt. Es muß den Parteienbünden gelingen, daß sie von den Bürgern wahrgenom-
men werden, daß sich mit ihnen politische Positionen verbinden lassen. Ihr Profil
muß in Zukunft stärker herausgearbeitet werden. Nur so wird der Bürger die
Europawahl als Möglichkeit zur Mitgestaltung von Entscheidungen begreifen.

Anmerkungen
1 Europäische Volkspartei/Europäische Uni-

on Christlicher Demokraten.
2 Europäische Liberale, Demokraten und
. Reformer.

3 Die 18 Beobachter setzen sich aus acht
CDU, vier SPD-, drei PDS- und je einen
Abgeordneten der FDP und der DSU zu-
sammen.

4 Vgl. Schmuck, Otto: Das Europäische Par-
lament, in diesem Band.

5 Reinhold Bocklet, Mitglied des Vorstandes
der EVP-Fraktion, schlägt eine nach der
Einwohnerzahl im Mitgliedsland gestaffelte
Mandatsverteilung vor. S.: Das Europäische
Parlament muß demokratischer zusammen-
gesetzt sein, in: Europa im Blickfeld, 5/91,
S. 13 ff. Der Bund befindet sich noch in
einer Klärungsphase zu diesem Punkt. Auf
einer Konferenz der Parteivorsitzenden
wurde der Diskussionsstand der Fraktion
zur Kenntnis genommen. Grundsätzlich ist
der Bund der Auffassung, daß das EP die-
sen Punkt ausdiskutieren bzw. die Regie-
rungen hier eine Regelung finden sollten.

6 Die aktuelle Liste kann beim Genereralse-
kretär der EVP/EUCD abgefragt werden.
Außerdem: Christlich-demokratische Par-

teien in Mittel- und Osteuropa. Eine Über-
sicht Nr. 6/Stand: April 1991.

7 Einige der Parteien sind bereits der EUCD
beigetreten: das Ungarisch Demokratische
Forum, die Christlich-Demokratische Volks-
partei Ungarns, die zusammen eine Ungari-
sche Equipe in der EUCD bilden, die
Tschechoslowakische Volkspartei und die
Slowakische Christlich-Demokratische Be-
wegung.

8 S. auch Wahl, Jürgen: John Major klopfte
an. Parteien in Europa: Die CDU findet
einen polnischen Partner, Englands Kon-
servative ging auf die Christdemokraten zu,
die SPD kämpft gegen ihre Isolation, in:
Rheinischer Merkur v. 1.3.1991, S. 4.

9 Dies ist schon geschehen in den drei balti-
schen Ländern, der CSFR, Rumänien und
Bulgarien.

10 S. VIII. Kongreß der Europäischen Volks-
partei in Dublin v. 14.-16.11.1990, in:
Europa im Blickfeld — Sonderausgabe Heft
13/Dezember 1990.

11 Entschließung I "EG und EFTA: Bausteine
eines vereinten Europa", Entschließung II
"Beziehungen zu Mittel- und Osteuropa", v.
23724.3.1990.
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12 Erklärung der Parteivorsitzenden zu den
Regierungskonferenzen, angenommen in
Madrid im Dezember 1990.

13 S. Resolution v. 7.3.1991 vom Vorstand
der EVP in Brüssel angenommen.

14 Erklärung der Parteivorsitzenden, Dublin
5.6.1990.

15 Zitiert nach: Süddeutsche Zeitung v.
10.6.1991.

16 S. Resolution: The European Union to
come, vom 14. Kongreß in Poitiers, 6.-7.6.
1991.

17 Schilder, Peter: Konservativ ohne C. Wie
christlich bleiben die christlich demokrati-
schen Parteien in Europa?, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung v. 24.6.1991.

18 Die Benelux-Staaten fürchten, daß die EVP
von den Briten nach rechts gerückt würde.
Nicht wenige Tories machen den Christde-
mokraten auf dem Kontinent zum Vorwurf,
eine gewerkschaftsfreundliche Politik zu
befürworten und bereitwillig staatlichen
Eingriffen in die Wirtschaft das Wort zu
reden. Die britischen konservativen Straß-
burger Abgeordneten dagegen teilen nicht
die Bedenken, den Argwohn und das Miß-
trauen gegen die europäische Einigung und
nationalen Souveränitätsverlust ihrer Kolle-
gen im britischen Unterhaus.

19 Die britischen Konservativen haben keinen
Antrag auf die Mitgliedschaft in den Partei-
enzusammenschluß EVP gestellt.

20 S. Aide-Memoire der EVP bezügl. des An-
trages der konservativen Europaabgeorden-
ten auf Mitgliedschaft in der EVP. Zu dem
sprachlichen Problem mit dem Begriff "fö-
deral", s. Frankenberger, Klaus-Dieter: Was
für Briten "federal" heißt. Unterschiedliche
Verfassungstraditionen als Grund europäi-

scher Mißverständnisse, in: FAZ v. 24.6.
1991.

21 Der Fraktion der ED gehören 32 britische
Konservative und zwei dänische Abgeord-
nete an.

22 S. Die EVP am Scheideweg. Britische Kon-
servative begehren Aufnahme, in: EVP-
Bulletin Nr. 2, Juni 1991.

23 Diese Standortfrage kam zum Ausdruck in
zwei Kolloquien, die im Juni und im Okto-
ber 1990 von einer Arbeitsgruppe der
EUCD/EVP vorbereitet wurden. Die Refe-
rate und Ergebnisse dieser beiden Kollo-
quien werden in der Schriftenreihe der
EVP "Geistige und historische Grundlagen
chistlich-demokratischer Politik" veröffent-
licht.

24 Liste der Ämter, s. Europa im Blickfeld,
5/1990, S. 9.

25 S. Bericht über den Kongress des Bundes in
Berlin v. 879.2. 1990.

26 Mitglied kann die Partei werden, deren
Land zumindest ein Beitrittsgesuch zur EG
abgegeben hat.

27 S. Presseerklärung der ELDR, Shannon 8.
Juni 1990.

28 S. ELDR-Newsletter Nr. 0/Juni 1991.
29 S. Fraktion der Europäischen Volkspartei,

Arbeitsbericht - Juli 1989 bis Juli 1990,
Luxemburg, September 1990; Tätigkeits-
bericht vom Februar 1990 der sozialisti-
schen Fraktion des EP anläßlich des Kon-
gresses des Bundes der sozialdemokrati-
schen Parteien der EG, PE/GS/81/90, Brüs-
sel 1990.

30 S. z. B. das Aktionsprogramm des VII. Kon-
gresses der EVP in Luxemburg 1988 zum
Thema: "An der Seite der Bürger".
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